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Vorwort 

Die vorliegende Abhandlung wurde von der Bucerius Law School- Hochschule 
für Rechtswissenschaft - im Sommertrimester 2005 als Dissertation angenommen. 
Die mündliche Prüfung fand am 23. August 2005 statt. Die Arbeit ist grundsätzlich 
auf dem Stand von Oktober 2005. Spätere Entwicklungen in Wissenschaft und 
Gesetzgebung konnten teilweise berücksichtigt werden. 

Die Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
von Prof. Dr. Meinhard Hilf an der Universität Hamburg und später an der Buce-
rius Law School in Hamburg. Professor Hilf, der die Arbeit betreut und das Erst-
gutachten verfasst hat, gilt mein ganz besonderer Dank. Er hat mein Interesse am 
WTO-Recht geweckt und mir am Lehrstuhl vielfältige Möglichkeiten eröffnet. 
Auf diese Zeit blicke ich sehr gerne zurück. 

Den Herausgebern der Hamburger Studien zum Europäischen und Internatio-
nalen Recht danke ich für die Aufnahme der Arbeit in diese Schriftenreihe. Die 
Publikation wurde durch Druckkostenzuschüsse der Johanna und Fritz Buch Ge-
dächtnis-Stiftung und des Arbeitskreises Wirtschaft und Recht im Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft unterstützt. Frau Prof. Dr. Doris König danke ich 
für das zügige Erstellen des Zweitvotums. 

In Dankbarkeit verbunden bin ich dem Evangelischen Studienwerk Villigst, 
durch das ich während meiner Studienzeit mit einem Stipendium finanziell und 
ideell unterstützt worden bin. So erlangte ich die Freiheit, über den juristischen 
Tellerrand hinauszuschauen. Ohne die dabei erworbenen Kenntnisse jenseits der 
juristischen Hermeneutik wäre das WTO-Recht kaum verständlich gewesen. 

Beträchtliche Teile der Dissertation konnte ich im Herbst 2002 während eines 
Forschungsaufenthalts am Institute of International Economic Law des George-
town University Law Centers (Washington, DC) anfertigen. In diesem Zusammen-
hang danke ich Professor John Jackson für die freundliche Aufnahme an seinem 
Institut und dem Deutschen Akademischen Austauschdienst, der durch sein Stipen-
dium diesen sehr fruchtbaren Aufenthalt ermöglicht hat. 

Zur Entstehung dieser Arbeit haben eine Reihe von Personen beigetragen, denen 
bin ich zu großem Dank verpflichtet bin. Hier ist an erster Stelle Dr. Frank Schor-
kopf (Universität Bonn) zu nennen, der mir die Anregung zu dem Thema gegeben 
und mich zu ersten akademischen Gehversuchen ermutigt hat. Die intensiven 
Gespräche mit Dr. Sacha Wunsch-Vincent (OECD) haben mir geholfen, mein öko-
nomisches Halbwissen zu ordnen. Durch ihn sind mir die Unterschiede zwischen 
der ökonomischen und juristischen Methode erst richtig klar geworden, und sein 
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kritisches Feedback hat so manch wunden Punkt offenge1egt. Mit den Professoren 
Rob Howse und Don Regan (University of Michigan) konnte ich zentrale dogma-
tische Fragen klären, und ihr Interesse an meiner Fragestellung hat mich sehr moti-
viert. Dr. Florian Sander, dem ich in herzlicher Freundschaft verbunden bin, und 
meine Lehrstuhlkollegin Saskia Hörmann haben Teile der Arbeit Korrektur ge-
lesen. Ludger Radermacher (Bucerius Law School), mit dem ich manch anregen-
den Alsterlauf gemacht habe, unterstützte mich bei den Vorbereitungen auf die 
mündliche Prüfung. Andreas Wilkens half bei EDV-Problemen. Eine besondere 
Bürde haben Renate und Gerhard Wiehe geschultert: Als Germanisten unterzogen 
sie sich der Übung, eine juristische Monografie Korrektur zu lesen. TImen sei herz-
lich gedankt. 

Den größten Dank schulde ich freilich meiner Frau, Dr. Katharina Wiehe. Sie 
hat mich in den letzten Jahren durch die Höhen und Tiefen von Examen, Disser-
tation und Referendariat begleitet, ertragen und ermutigt. Ihr und unserem Sohn 
Artur ist diese Arbeit gewidmet. 

Hamburg, im Februar 2006 Tobias Bender 
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§ 1 Problementfaltung 

Die Staaten der westlichen Welt haben umfangreiche Regelwerke erlassen, um 
ihre Bürgerinnen und Bürger vor Umwelt- und Gesundheitsgefahren zu bewahren, 
die vom Umgang mit gefährlichen Stoffen und Produkten sowie von deren Kon-
sum ausgehen können. Auf Waren, die für den Export bestimmt sind, fanden und 
finden diese Vorschriften mitunter keine Anwendung. Entwicklungs- und Schwel-
lenländer haben dagegen häufig keine Umwelt- und Gesundheitsschutzgesetz-
gebung oder legen wesentlich niedrigere Standards an die Verkehrsfähigkeit eines 
Produktes an als hoch entwickelte Industrieländer. Durch die zunehmende Libe-
ralisierung des Welthandels treten diese beiden Staatengruppen bzw. deren Pro-
duzenten und Konsumenten in Beziehung zueinander. Infolge des bestehenden Re-
gelungsgefälles kann es nämlich zur Ausfuhr von im Exportland verbotenen oder 
nur streng beschränkt verkehrsfähigen Gütern (domestically prohibited or severely 
restricted goods) kommen, die man schlagwortartig auch nur als domestically pro-
hibited goods (DPGs) bezeichnet. 

DPGs finden sich vorrangig im Bereich von Chemikalien, Pestiziden, Medika-
menten, gefährlichen Abfällen und Konsumgütern. Als beinahe klassisch kann der 
Fall des in Industriestaaten seit langem verbotenen Pestizids DDT gelten, das wei-
ter in Entwicklungsländer exportiert und dort zur Malariaeindämmung eingesetzt 
wird. Außerdem kam es in der Vergangenheit immer wieder zum Export von toxi-
schen Abfällen in Entwicklungsländer, mit dem versucht wurde, sich den hohen 
Entsorgungsstandards in Industriestaaten zu entziehen. 

In der Vergangenheit hat der Export von solchen DPGs zu erheblichen Gesund-
heits- und Umweltschäden in den Importstaaten geführt, auf die in unterschied-
licher Weise reagiert worden ist. Manche Staaten haben unilaterale Handels-
beschränkungen für die Ausfuhr von bestimmten DPGs erlassen, andere blieben 
untätig. Zusätzlich gibt es eine Reihe von multilateralen Übereinkünften, die sich 
der Regulierung des Handels mit DPGs annehmen. Vertreter aus Entwicklungslän-
dern haben immer wieder angemahnt, dass ihre Heimatländer nicht als ,,Endlager" 
für Produkte missbraucht werden sollen, die in den Industriestaaten nicht mehr ver-
kehrsfähig sind. Andererseits wehren sie sich aber auch entschieden gegen eine Be-
vormundung bei der Entscheidung, welche Produkte eingeführt werden können. 1 

Diese Arbeit betrachtet die einzelnen unilateralen und multilateralen Regulie-
rungsmöglichkeiten für den Handel mit DPGs. Ihr Hauptanliegen ist es, den staat-

1 Schulberg, Harv. Int'l L. J. 20 (1979), 331 (337). 
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lichen Handlungsspielraum bei der Regulierung des Handels mit DPGs abzu-
stecken. Hierzu wird sie die Begrenzungen aufzeigen, die den Normgebern auf 
nationaler und multilateraler Ebene durch die Mitgliedschaft in der WTO gesetzt 
werden. Implizit wird dadurch die Frage beantwortet, welche Grenzen das V6lker-
vertragsrecht für die Wahrnehmung von Umwelt- und Verbraucherschutzver-
antwortung aufstellt. 2 Damit geht sie für einen Teilbereich des internationalen 
Warenhandels der Frage nach, inwiefern die Handlungsmöglichkeiten von Staaten-
(gemeinschaften) in einer WTO-rechtlich verfassten Welthandelsordnung einge-
schränkt werden.3 

Die Problementfaltung beginnt mit einer Konkretisierung des Untersuchungs-
gegenstands (A.). Danach wird empirisches Datenmaterial über den Handel mit 
DPGs präsentiert und der Frage nachgegangen, warum dieser Handel stattfindet 
(B.). Hiernach werden die Regelungsoptionen für diesen Handel betrachtet (C.). 
Zunächst wird dargelegt, dass eine Regulierung allein durch den potentiellen Im-
portstaat nicht problemangemessen ist, sondern darüber hinaus weiterer Rege-
lungsbedarf auf unilateraler Ebene durch die Exportstaaten sowie auf multilateraler 
Ebene besteht. Danach werden die möglichen Regelungsebenen, -instrumente und 
-ziele eingeführt. Nach einer Darstellung der bisherigen politischen Diskussion um 
die Regulierung des Handels mit DPGs (D.) und der Einordnung der Arbeit in den 
bisherigen Forschungskontext (E.) folgt eine Übersicht über die gewählten Ana-
lysemethoden (F.). Den Schluss des einführenden Abschnitts bildet eine Übersicht 
über den weiteren Gang der Untersuchung (G.). 

A. Gegenstand der Arbeit 

Der Gegenstand der Arbeit ergibt sich grundsätzlich aus der Definition von 
DPGs als im Exportland verbotene Waren (1.). Er wird allerdings auf zwei wich-
tige Gruppen von DPGs reduziert, namentlich Chemikalien-DPGs und Konsum-
DPGs (11.). 

I. Definition von DPGs 

Der gebräuchliche englischsprachige Begriff domestically prohibited or severely 
restricted goods (DPGs)4 wird mit "im Exportland verbotene oder nur streng be-

2 Für die Grenzen der Wahrnehmung von Umweltverantwortlichkeit nach allgemeinem 
Völkerrecht, insbesondere der Souveränität des Empfangstaates siehe Rublack (1993), 
S. 149 ff. 

3 Siehe f1ir diesen Ansatz im Bereich des Dienstleistungshandels Krajewski (2003). 
4 Er soll dem gleichbedeutenden, aber nicht ganz so griffigen, ebenfalls in den USA am 

Ende der 1970er geprägten Begriff der banned and severely restricted products vorgezogen 
werden, siehe Micklitz (1995), S. 37. 
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schränkt verkehrsfähige Güter" übersetzt. 5 Als Kurzform wird auch die verkürzte 
englische Abkürzung DPGs gewählt.6 

1. Ware 

Der Begriff der DPGs verweist auf die erste Beschränkung des Untersuchungs-
gegenstandes: Er verlangt eine Fokusierung auf den Warenverkehr. Damit wird 
gleichzeitig der Bereich des anwendbaren WTO-Rechts auf das GATT, das TBT-
und das SPS-Übereinkommen sowie das Antidumping- und Antisubventionsüber-
kommen notwendig begrenzt. Der mit dem Handel mit DPGs verwandte Problem-
kreis des Transfers gefährlicher Technologien 7 dagegen berührt zusätzlich den 
hochkomplizierten Bereich des internationalen Investitionswesens, der ganz eige-
nen wirtschaftsvölkerrechtlichen Gesetzen folgt8, und daher hier ausgeklammert 
wird. Begrifflich lassen sich unter DPGs sämtliche Waren fassen. Für die Zwecke 
dieser Arbeit wird indes eine Beschränkung auf Chemikalien und Konsumgüter 
vorgenommen.9 

2. Verbot im Exportland 

Die Beschäftigung mit DPGs gibt eine analytische Umgrenzung des Gegen-
standsbereiches der Arbeit vor. Anknüpfungspunkt für die Arbeit ist also nicht die 
empirisch messbare Gefährlichkeit eines Guts. 1O Notwendig und hinreichend ist, 
dass überhaupt ein innerstaatliches Verkaufs-, Verwendungs- oder Produktionsver-
bot vorliegt. In praxi werden Gefährlichkeit und Verbot häufig zusammenfallen. 
Es gibt aber einerseits eine Reihe von stark risikobehafteten Produktionsprozessen, 
die in vielen Ländern nicht verboten sind, wie zum Beispiel der Betrieb von Atom-
kraftwerken. Andererseits gelten manche Dinge, die in einem Staat verboten sind, 
in anderen Ländern als sicher (Autos ohne deutsche Straßenverkehrszulassung, die 
in Entwicklungs- und Schwellenländern reißenden Absatz finden). Die Wahl eines 

5 Vgl. auch die Übersetzungen von Rublack (1993), S. 92: ,,im Inland verbotene Waren"; 
Moncayo von Hase (1999), S. 23: ,,[ ... ] Waren, die am nationalen Markt verboten sind."; 
Micklitz (1995), S. 36: "Verbotene und streng beschränkte Produkte"; etwas unscharf Hilf, 
NVwZ 2000, 481 (489): ,.Export von verbotenen Gütern". Viel weitgehender und gar nicht 
auf den innerstaatlichen Status einer Ware abstellend dagegen Regierung der Philippinen 
(2000), S. 1: ,,[C]hernicals, chernical substances and nuclear wastes, collecticely known as 
domestically prohibited goods (DPGs)." 

6 Trotz dieser Abkürzung sind streng beschränkt verkehrsfähige Güter immer mit gemeint. 
7 Siehe dazu Handl, N.Y.U. J. Int'1 L. & Pol. 20 (1988), 603 (610 ff.); Wirth. in: Handl/ 

Lutz (Hrsg.) (1989), S. 83 ff. 
8 Dazu Lowenfeld (2002), S. 387 ff.; Michaelis. in: Hilf10eter (Hrsg.) (2005), § 14; Her-

degen (2003), § 3, Rn. 48 m. w. N. 
9 Siehe näher unten H. 
10 So Rublack (1993), die sich mit grenzüberschreitendem Risikentransfer befasst. 


